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WARUM REGULIEREN?
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ÜBERBLICK (1)
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Straßen- und 
Wegerecht

Vergaberecht

• Öffentlich-rechtliches 
Handeln

• I.d.R. durch 
Verwaltungsakt (VA)

• Keine wechselseitigen 
Leistungspflichten

• Kein Entgelt 

• Nebenbestimmungen

• Bei Verstößen: Widerruf 

• öAG handelt zivilrechtlich

• Öffentlicher Auftrag/Konzession i. S. 
d. § 103 / § 105 GWB ist entgeltlich 
und setzt einen Beschaffungsvorgang 
voraus 

• I.d.R. durch Vertrag

• Wechselseitige Leistungspflichten

• Bei Verstößen: Zivilrechtliche 
Sanktionen (Kündigung, 
Schadensersatz, Vertragsstrafen etc.)  
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▪ Liegt hier wirklich ein „Konflikt“ zum Vergaberecht vor? 

▪ Nein! → OLG Düsseldorf (Beschl. v. 11.7.2018 – VII-

Verg 1/18) Abgrenzung ZuwendungsR/ VergabeR:  

▪ Grundsätzlich Wahlfreiheit für öAG öffentlich-

rechtlich oder mittels des Vergaberechts zu agieren

▪ Abgrenzung ist objektiv nach den zentralen 

Merkmalen des Vorgangs vorzunehmen

▪ Vertragliche Regelungen mit durchsetzbaren 

Leistungspflichten sprechen für 

Beschaffungsvorgang; ggf. zusätzlich (nach 

Vergabeverfahren) Erlaubnis zur Sondernutzung 

erforderlich

Es ist grundsätzlich möglich, die 

Regulierung von E-Scootern mit 

den Mitteln des Öffentlichen 

Rechts oder des Vergaberechts 

anzugehen!
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ÜBERBLICK (2)



STRAßEN-/WEGERECHT (1)
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▪ Handlungsmöglichkeiten richten sich nach Einordnung in Gemeingebrauch 

oder Sondernutzung

▪ erlaubnisfreier Gemeingebrauch ist der Gebrauch der öffentlichen Straßen im 

Rahmen der Widmung und der verkehrsrechtlichen Vorschriften durch 

jedermann 

▪ erlaubnispflichtige Sondernutzung ist die Benutzung der Straßen über den 

Gemeingebrauch hinaus, die den Gemeingebrauch zumindest abstrakt zu 

beeinträchtigen droht. 

▪ Erteilung der Sondernutzungserlaubnis steht im Ermessen der Behörde

▪ Sondererlaubnis kann mit Nebenbestimmungen versehen werden (Erfordernis: 

straßenrechtlicher Bezug), z. B. Identitätsprüfung (VG Gelsenkirchen)



STRAßEN-/WEGERECHT (2)

GEMEINGEBRAUCH ODER SONDERNUTZUNG?

• VG Gelsenkirchen, Beschluss vom 15.04.2024 – 2 L 495/24 und 2 L 444/24:

• OVG NRW, Beschlüsse vom 26. Oktober 2023 – 11 A 339/23 –, juris Rn. 52, und vom 11. 

Mai 2023 – 11 B 96/23 

• VG Köln, Urteil vom 11.01.2023 - 21 K 4874/22

• VG Bremen, Beschl. v. 24.5.2023 – 5 V 829/23

• OVG Bremen, Beschl. v. 27.10.2023 – 1 B 146/23

• Neu jetzt auch: OVG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 23.05.2024, OVG 1 S 25/24 (anders 

früher noch zu Car Sharing)

▪ (Noch) keine einheitliche Einordnung von E-Scootern

▪ Tendenz der aktuellen Rechtsprechung geht (klar) in Richtung der Sondernutzung: 



STRAßEN-/WEGERECHT (3)

AUSWIRKUNGEN EINER EINSTUFUNG ALS SONDERNUTZUNG 

▪ Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis ist ein Verwaltungsakt, der mit 

Nebenbestimmungen versehen werden kann 

▪ Für die Sondernutzungserlaubnis können Gebühren verlangt werden (OVG 

Münster: aber pauschale Jahresgebühr unzulässig) 

▪ Die „Vergabe“ von Sondernutzungserlaubnissen kann im Wege eines 

Auswahlverfahrens eigener Art strukturiert werden (VG Bremen, OVG 

Bremen) 

− Was bedeutet dies, wenn die Kommune von Allgemeingebrauch ausgeht? 

Keine Auswahlverfahren eigener Art möglich, da kein VA erforderlich; 

Handeln durch Vergaberecht gesperrt? → Nein, aber „Anreiz“ für 

einen Bieter erforderlich, an einem Vergabeverfahren teilzunehmen



STRAßEN-/WEGERECHT (4)

Anforderungen an ein Auswahlverfahren eigener Art (VG und OVG Bremen)
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▪ Kommune muss Auswahlentscheidung nach transparenten (straßenbezogenen) 

Kriterien unter Beachtung des allgemeinen Gleichheitssatzes treffen

▪ Keine gesetzliche Rahmenbedingungen, GWB-Vergaberecht nicht anwendbar 

▪ Zulässige Auswahlkriterien im straßenrechtlichen Verfahren (laut OVG Bremen): 

▪ Anforderungen an den Zustand der Fahrzeuge,

▪ die Wartung der Fahrzeuge,

▪ das Aufstellen der Fahrzeuge,

▪ Reaktionszeiten und Erreichbarkeit des Anbieters und

▪ grundsätzlich auch das Festlegen bestimmter Parkzonen



STRAßEN-/WEGERECHT (5)

Anforderungen an ein Auswahlverfahren eigener Art (VG und OVG Bremen)
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▪ Nicht zulässige Kriterien (kein hinreichender Straßenbezug): 

▪ Einhaltung arbeits- und sozialrechtlicher Vorgaben 

▪ Freistellungsregelung zugunsten der Stadt in Bezug auf Sach- und Personenschäden

▪ Weitere Feststellungen des OVG Bremen:

▪ Wertungsmatrix muss nicht offen gelegt werden

▪ „Auslosen“ bei „knapper“ Rangfolge nicht zu beanstanden



VERGABERECHT (1)
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▪ Zur Erinnerung: Anwendung des Vergaberechts setzt Beschaffungsabsicht voraus

▪ Beschaffungsabsicht liegt nicht vor, wenn lediglich staatliche Ressourcen oder 

öffentliche Bereiche verteilt werden

▪ idR daher kein öffentlicher Auftrag i. S. v. § 103 GWB, wenn 

Sondernutzungserlaubnis nur mittels Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt 

konkretisiert wird; aber ggf. anders, wenn neben straßenrechtliche Sondernutzung 

ein privat- oder öffentlich-rechtlicher Vertrag treten würde, in dem wechselseitige 

Pflichten vorgesehen sind (vgl. EuGH, Urt. v. 10.11.2022 – C-486/21 zu einer 

Dienstleistungskonzession beim Car-Sharing).



VERGABERECHT (2)
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▪ Unterscheidung zwischen „Öffentlichem Auftrag“ und „Dienstleistungskonzession“

▪ Merkmale einer Dienstleistungskonzession (§ 105 GWB): 

„Konzessionen sind entgeltliche Verträge, mit denen ein oder mehrere 

Konzessionsgeber ein oder mehrere Unternehmen mit der Erbringung und der 

Verwaltung von Dienstleistungen betrauen (Dienstleistungskonzessionen); dabei 

besteht die Gegenleistung entweder allein in dem Recht zur Verwertung der 

Dienstleistungen oder in diesem Recht zuzüglich einer Zahlung. In Abgrenzung zur 

Vergabe öffentlicher Aufträge geht bei der Vergabe einer Dienstleistungskonzession 

das Betriebsrisiko für die Verwertung der Dienstleistungen auf den 

Konzessionsnehmer über.“

• Bei der Dienstleistungskonzession besteht ein erheblich höherer Schwellenwert (aktuell 

EUR 5.538.000) als bei einem öffentl. Dienstleistungsauftrag (EUR 221.000) 



▪ Eine Dienstleistungskonzession dürfte das idR gewählte 

Instrument für größere Kommunen sein 

→ Anbieter tragen das gesamte wirtschaftliche Risiko

▪ Ausschreibung eines öffentlichen Auftrags u. E. 

ebenfalls – z. B. für kleinere, ländliche Kommunen – 

denkbar: Neben den Einnahmen durch die Nutzer 

erhalten die Anbieter einen finanziellen Zuschuss durch 

die Kommune (Modell ähnlich wie im ÖPNV) 

→ wirtschaftliches Risiko für Anbieter wird minimiert 

um Anreize zu schaffen 

Aus unserer Sicht sind beide 

Handlungsoptionen – 

öffentlicher Auftrag und 

Dienstleistungskonzession – 

praktisch denkbar!
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VERGABERECHT (3) 



VERGABERECHT (4)
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Beispiel: Vergabeverfahren der Stadt Wien (DL-Konzession) 

▪ Merkmale / „Benefits“ der Anbieter: 

− Zusätzliche Technik: Neben der GPS-Ortung ergänzen weitere technische Systeme 

das richtige Abstellen in den Abstellflächen und in der Parkspur.

− Ausweitung der Ordnerdienste: mehr Ordner zur Kontrolle und zum Umparken der 

E-Scooter

− Alle Scooter werden mit Nummerntafeln - analog zu Kfz-Kennzeichen – 

ausgestattet

− Anbieten von Gratishelmen und Incentives für das Tragen von Helmen oder durch 

verpflichtende „Alkotest“ (Reaktionstest) in den späten Abendstunden.



VERGABERECHT (5)
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Beispiel: Vergabeverfahren der Stadt Wien (DL-Konzession) 

▪ Merkmale / „Benefits“ der Anbieter: 

− Abdecken des gesamten Wohngebiets; Verbot eines „Cherry-Pickings“, dass 

Betreiber vorwiegend nur in den Bezirken Scooter anbieten, wo mehr Umsatz 

lockt

− NutzerInnen werden verschiedene Anreizsysteme (Incentives) angeboten: etwa 

günstigere Tarife für BewohnerInnen der Außenbezirke oder Gratis-Kilometer für 

langsameres Fahren.

− Alle Betreiber werden außerdem als Partner von WienMobil, der Dachmarke für 

Sharing Mobilität in Wien, in die WienMobil App integriert.



FAZIT



FAZIT (1) 
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▪ Kommunen haben rechtliche Möglichkeiten, das Anbieten von E-Scootern im 
öffentlichen Raum zu regulieren 

▪ Hierzu kann nach aktueller Rechtsprechung das gewerbliche Anbieten von E-Scootern 
als straßenrechtliche Sondernutzung qualifiziert werden

▪ Im Rahmen der Sondernutzung können Anbietern (punktuelle) Auflagen auferlegt 
werden oder gleich ein Auswahlverfahren eigener Art durchgeführt werden

▪ Daneben kann das Verhältnis zu den Anbietern auch mittels des (GWB-)Vergaberechts 
reguliert werden 

▪ Hierzu bedarf es eines entgeltlichen vertraglichen Verhältnisses zu den Anbietern 

▪ Bei einer Einstufung als Allgemeingebrauch ist grundsätzlich jeder Anbieter berechtigt, 
E-Scooter aufzustellen und öffentliche Straßen zu nutzen; dies reduziert die 
gesetzlichen Möglichkeiten, Anbietern müsste ein Anreiz geboten werden, sich an 
einem Vergabeverfahren zu beteiligen 



FAZIT (2) 
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Unterschiede zwischen „Auswahlverfahren eigener Art“ nach Straßen- und 
Wegerecht und Vergaberecht

▪ Auswahlverfahren ist wenig 
förmlich, kein gesetzlicher Rahmen

▪ Auswahlkriterien müssen Bezug 
zum Straßen- und Wegerecht 
aufweisen

▪ Keine (einklagbaren) 
Leistungspflichten

▪ Verwaltungsgerichte zuständig

Auswahlverfahren Vergabeverfahren

▪ Gesetzlicher Rahmen

▪ Größere Auswahl an Zuschlagskriterien, 
Bezug zum Straßen- und Wegerecht 
dürfte entfallen (noch nicht entschieden)

▪ Soziale, umweltbezogene 
Zuschlagskriterien möglich (§ 58 VgV)

▪ Einklagbare Leistungspflichten

▪ Vergabenachprüfungsinstanzen (bei 
Überschreiten der Schwellenwerte) oder 
Zivilgerichte (bei Unterschreiten) 
zuständig
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ADVANT stellt sich vor

DIE ALLIANZ

ADVANT ist eine Allianz europäischer Wirtschaftskanzleien, die 

dank ihrer strategischen Positionierung und internationalen 

Vernetzung Mandanten zuverlässig durch die komplexe 

Rechtslandschaft Europas begleitet.

Alle ADVANT-Kanzleien sind führende Rechts- und 

Steuerberatungseinheiten in ihren jeweiligen Jurisdiktionen. Die 

Allianz wurde 2021 von drei Gründungsmitgliedern ins Leben 

gerufen: Altana in Frankreich, Beiten Burkhardt in Deutschland 

und Nctm in Italien. 

Das länderübergreifende ADVANT-Team besteht aus mehr als 600 

Berufsträgern, darunter mehr als 140 Equity Partner, an 13 

Standorten in Europa (Berlin, Brüssel, Düsseldorf, Frankfurt, 

Hamburg, London, Mailand, München, Paris, Rom) und weltweit 

(Peking, Moskau, Shanghai).

National wie international arbeiten alle ADVANT-Kanzleien mit 

führenden Unternehmen in ihren jeweiligen Märkten zusammen. 

Dazu gehören zahlreiche Blue Chips in den Branchen Technologie 

und Telekommunikation, Automotive und Transport, 

Konsumgüter, Pharma, Medien und Finanzdienstleistungen.

Your European advantage
Your European advantage



Eine der führenden deutschen Kanzleien

ADVANT BEITEN

ADVANT Beiten ist eine 1990 gegründete unabhängige Sozietät mit rund 

250 Berufsträgern an sechs deutschen Standorten sowie jeweils einer 

Präsenz in Belgien, Russland und China. Als eine der führenden 

Wirtschaftskanzleien in Deutschland berät ADVANT Beiten den Mittelstand, 

Großunternehmen, Banken, Stiftungen sowie die öffentliche Hand zu 

Fragen des deutschen und internationalen Wirtschaftsrechts.

ADVANT Beiten wird besonders geschätzt für:

• die Kombination aus rechtlicher Expertise und einem pragmatischen 

unternehmerischen Ansatz;

• Anwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer, die zu den besten in 

ihrem Bereich gehören;

• einen individuellen, von Flexibilität und Vertrauen geprägten 

Beratungsansatz zur Entwicklung maßgeschneiderter Lösungen;

• die praxisnahe und effiziente Lösung komplexer Probleme, national wie 

international;

• einzigartige Kompetenzzentren zur Beratung von Mandanten bei 

bilateralen Handelsbeziehungen in über einem Dutzend Märkten 

weltweit.

ADVANT Beiten ist aktives Mitglied einer Vielzahl einflussreicher 

Rechtsverbände weltweit, darunter die Employment Law Alliance (ELA), die 

International Bar Association (IBA), die American Bar Association (ABA), 

die International Trademark Association (INTA), etc.
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